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bei Datenschutzverstößen kann auf 
Ersatz immaterieller Schäden, also 
Schmerzensgeld, geklagt werden.  klä-
ger, die dieses Schwert der Eu-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) 
nutzen,  nennen als Schaden häufig 
Sorge oder Ärger darüber, dass ihre 
Daten nach Datenpannen, Hackeran-
griffen oder sonstigen „Cybersecurity 
incidents“ gegenüber Dritten offenge-
legt oder in  sonstiger unzulässiger Wei-
se verarbeitet wurden. Den bislang 
höchsten Schadenersatz in Deutsch-
land hat das Arbeitsgericht Oldenburg 
zugesprochen. Es verurteilte ein unter-
nehmen dazu, einem ehemaligen 
Arbeitnehmer 10.000 Euro zu zahlen, 
weil es einem Auskunftsanspruch nach 
Artikel 15 DSGVO nicht nachgekom-
men war (Az.: 3 Ca 150/21).  Ab Juni 
2023 muss zudem die Eu-Verbandskla-
ge in nationales recht umgesetzt wer-
den. Dann können  Verbraucherschutz-
verbände auch im Datenschutz Sam-
melklagen erheben.

Als brandbeschleuniger hat sich  in 
der vergangenen Woche der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH) mit einem 
urteil betätigt (Az.: C -300/21). Zwar 
enthält   die Entscheidung auch Aussa-
gen, die Schadenersatzklagen wegen 
Datenschutzverstößen erschweren. Die 
richter stellen klar, dass ein Verstoß 
noch keinen Schaden begründe. kläger  
müssten einen Verstoß gegen die 
DSGVO nachweisen, der bei ihnen zu 
einem Schaden geführt hat. im Ergeb-
nis dürfte die Entscheidung dennoch 
zu deutlich mehr klagen führen.

Gerichte haben Schadenersatzforde-
rungen bislang häufig mit der begrün-
dung abgewiesen, dass es sich um  
bagatellschäden handle. Dem hat der 
EuGH nun einen riegel vorgeschoben. 
nationale Gerichte müssten sicherstel-
len, dass der erlittene Schaden wegen 
eines Verstoßes gegen die DSGVO 
„vollumfänglich“ ausgeglichen werde. 
Es widerspreche dem Willen des Eu-
Gesetzgebers, den Schadensbegriff auf 
beeinträchtigungen mit einer gewissen 
Erheblichkeit zu beschränken. Der 

Schadenersatz solle zudem vor der 
Wiederholung rechtswidriger Verhal-
tensweisen abschrecken. klägeranwäl-
te werden dies als Argument für hohe 
Ersatzforderungen deuten.

unternehmen müssen sich darauf 
einstellen, nach Datenpannen oder 
anderen Verstößen gegen die DSGVO 
nun häufiger Ziel von Schadenersatz-
forderungen in großer Zahl zu werden. 
manche Anwaltskanzleien und legal-
tech-unternehmen machen solche 
Ansprüche und klagen bereits jetzt 
massenhaft geltend, darunter kanzlei-
en, die sich bislang auf klagen mit 
bezug auf den Dieselskandal  speziali-
siert hatten. Andere rechtsanbieter 
umwerben gezielt kunden oder mit-
arbeiter von unternehmen, wenn per-
sonenbezogene Daten  etwa von 
Hackern veröffentlicht oder aufgrund 
einer Datenpanne zugänglich werden.  
Die Anbieter   machen den betroffenen 
Personen dann Angebote, deren Scha-
denersatzforderungen zu kaufen, um 
diese gebündelt geltend zu machen.

 Aber für die betroffenen unterneh-
men gibt es noch gute möglichkeiten 
zur Verteidigung. kläger müssen nach 
wie vor nachweisen, dass der Verstoß 
ursächlich für den geltend gemachten 
Schaden war. unternehmensanwälte 
können hier etwa die rechtsprechung 
zur abgestuften Darlegungs- und 
beweislast erfolgreich nutzen. Zudem 
werden  in solchen massenverfahren 
oft textbausteine verwendet, um  die 
erlittenen Schäden darzulegen. Das 
subjektive Empfinden nach einem 
Datenschutzverstoß ist aber eine sehr 
individuelle beeinträchtigung. Der 
Einsatz von textbausteinen oder 
gleichlautenden klageschriften ist 
damit ein starkes Argument gegen das 
tatsächliche Vorliegen eines  Schadens. 
Es bleibt abzuwarten, ob findige 
Anwälte diese klippe künftig mittels 
künstlicher intelligenz und legal tech 
umschiffen. tim Wybitul
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Brandbeschleuniger 
für  massenhafte Klagen 
Der EuGH erleichtert Schmerzensgeldklagen 
wegen Verstößen gegen das Datenschutzrecht

D ie bundesregierung macht ernst 
mit ihrem Vorhaben,  Aufträge 
nur noch an unternehmen zu 
vergeben, die einem tarifver-

Der bund ist  ein großer 
Auftraggeber. minister 
Heil will das nutzen, 
um   soziale  Ziele zu 
erreichen.
Von Manfred Schäfers, 
Berlin

Wie Heil Tarifverträge erzwingen  will
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Mehr Mütter erwerbstätig
Aber nur 40 Prozent der frauen mit kleinem kind

bee. frAnkfurt. Pflegeheime kön-
nen betten nicht belegen, ambulante 
Dienste müssen neukunden ablehnen: 
Der enorme Personalmangel in der Pfle-
ge macht den kirchlichen Einrichtungen  
zu schaffen – und zwar so sehr, dass   die 
Versorgungssicherheit akut gefährdet 
ist. Zu diesem Schluss kommen die Dia-
konie und der Deutsche Evangelische 
Verband für Altenarbeit und Pflege auf 
Grundlage einer am Dienstag veröffent-
lichten umfrage unter 655 Heimen und 
ambulanten Diensten der Diakonie.

 mehr als drei von vier Pflegeeinrich-
tungen – konkret 76 Prozent – müssen 
ihr Angebot demnach schon heute ein-
schränken. Als wesentliche Gründe ge -
ben  sie kurz- sowie langfristige Erkran-
kungen von mitarbeitern und nicht be -
setzte offene Stellen an. Aber auch die 
Verrentung von mitarbeitern und die 
fluktuation spielen eine rolle. in den 
stationären Einrichtungen führt das vor 
allem dazu, dass betten nicht belegt 
werden können. 56 Prozent der Heime 
gaben an, dass dies in den vergangenen 
sechs monaten der fall gewesen sei, 
teils durchgehend. laut Verbandsge-
schäftsführerin Anna leonhardi han-
delt es sich dabei um einzelne betten. 
Dass ganze Stationen betroffen seien, 
wäre „eher die Ausnahme“.

noch schwieriger ist die Situation bei 
den ambulanten Diensten. Hier gaben 
sogar 89 Prozent an, dass sie in den ver-
gangenen sechs monaten Anfragen neu-
er kunden ablehnen mussten. mehr als 
ein Viertel musste auch Anfragen von 
bestandskunden ablehnen, die mehr 
Pflege in Anspruch nehmen wollten. Als 
zentraler Grund gilt  hier ebenfalls der 

Personalmangel. „Die Zahlen zeigen es: 
Wir sind bereits mitten in einer akuten 
Pflegekrise“, sagte maria loheide, die 
im Vorstand der Diakonie für Sozialpoli-
tik zuständig ist. 

Wer heute pflegebedürftig werde, 
könne nicht darauf vertrauen, dass er 
zeitnah die nötige professionelle Pflege 
erhalte – sei es durch einen ambulanten 
Dienst oder einen Platz im Heim. „Das 
sind unhaltbare Zustände und ist eine 
große belastung für die betroffenen und 
ihre Angehörigen“, sagte loheide. 
Zugleich verschärft der mangel an Pfle-
gefachkräften die wirtschaftliche not 
der Heime und ambulanten Dienste, die  
unter den stark gestiegenen kosten etwa 
für Energie, lebensmittel und das Per-
sonal leiden. Zuletzt hatten sich mel-
dungen über insolvenzen und Heim-
schließungen gehäuft, sowohl von grö-
ßeren Pflegeheimketten als auch von 
kleineren  Einrichtungen.

Die Diakonie forderte die bundesre-
gierung  zum Handeln auf. „Herr lauter-
bach muss endlich die dramatische Situ-
ation in der Pflege wahrnehmen“, sagte 
loheide.  Sie forderte unter anderem 
eine grundlegende finanz- und Struk-
turreform der Pflegeversicherung, bes-
sere rahmenbedingungen, damit der 
beruf attraktiv bleibe, sowie eine Ent-
lastung der pflegenden Angehörigen. 
lauterbachs aktuelle Pflegereform, die 
unter anderem beitragserhöhungen und 
einige leistungsverbesserungen vor-
sieht, hält loheide für nicht ausrei-
chend. Es handle sich um „Pfläster-
chen“. bei der ersten lesung im bundes-
tag hatten kürzlich auch SPD und Grüne 
auf nachbesserungen gedrungen.

„Wir sind bereits mitten
in einer akuten Pflegekrise“
umfrage: Viele Heime können betten nicht belegen

© Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH, Frankfurt. Alle Rechte vorbehalten. Zur Verfügung gestellt vom


